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Kommunale Nutzungsplanung 
Teilrevision von Bau- und Zonenordnung und Zonenplan
Antrag

Die Gemeindeversammlung vom 24. September 2012 beschliesst auf Antrag des Gemeinderates sowie gestützt auf § 88 des Planungs- und Baugesetzes (PBG) und Art. 10.7 Bst. b der Gemeinde​ordnung:

1.
Die Teilrevision der kommunalen Nutzungsplanung bestehend aus

· Bau- und Zonenordnung
· Zonenplan, Mst. 1:5'000

· Erläutender Bericht gemäss Art. 47. RPV

· Stellungnahmen zu den Einwendungen (Einwendungsbericht)

wird neu festgesetzt.

2.
Vom Bericht zur Ortsplanung und dem Bericht zu den Einwendungen wird im Sinne von § 7 Abs. 3 PBG zustimmend Kenntnis genommen.
3.
Die Genehmigung der Teilrevision Bau- und Zonenordnung durch die Baudirektion bleibt gemäss § 89 PBG vorbehalten.
4.
Der Gemeinderat wird ermächtigt, Abänderungen an der Bau- und Zonenordnung in eige​ner Zuständigkeit vorzunehmen, sofern sie sich als Folge von Entscheiden im Rechtsmit​telverfahren oder von Auflagen im Genehmigungsverfahren als notwendig erweisen. Sol​che Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu machen.

Weisung

1. Ausgangslage und Verfahrensablauf

Die gültige Bau- und Zonenordnung der Gemeinde Wallisellen aus dem Jahre 1993 hat sich für die Baubehörde und die Bauenden in den grossen Zügen bewährt.

Erfahrungen im Vollzug der gültigen Vorschriften sind Anlass für eine Optimierung der Bau- und Zonenordnung. In den letzten 17 Jahren haben sich die Verhältnisse bezüglich der Entwicklung von Wohnraum und Arbeitsplätzen verändert. Besonders zu erwähnen sind die Umstrukturierungen in den Arbeitsplatzzonen, die zum Teil mit Gestaltungsplänen begleitet werden konnten. Aber auch die Meinungen zur baulichen Entwicklung haben sich in der Bevölkerung und in den Behörden verändert, so sind beispielsweise die Anforde​rungen an die Aussenraumgestaltung oder die Energieeffizienz gestiegen. Nicht zuletzt waren die Erfahrungen im Vollzug der gültigen Vorschriften Anlass für eine Überprüfung der Bau- und Zonenordnung. Diese Überprüfung hat zur nun vorliegenden Teilrevision geführt.

Eine Arbeitsgruppe hat im Auftrag des Gemeinderates Vorarbeiten geleistet. Ende 2011 konnte der Gemeinderat die Fassung zuhanden der öffentlichen Auflage verabschieden. Diese fand vom 13. Januar 2012 bis 5. April 2012 statt (Vernehmlassungsverfahren). Auf​grund der umfassenden Vorlage wurde vom Gemeinderat bewusst die Auflagefrist um einen Monat verlängert. Innert der Auflagefrist sind insgesamt 48 schriftliche Einwendun​gen eingegangen. Diese sind vom Gemeinderat behandelt worden. Sie sind entweder in die bereinigte Vorlage eingeflossen oder mussten mit entsprechender Begründung abge​wiesen werden. Die bereinigte Vorlage hat der Gemeinderat am 10. Juli 2012 zuhanden der Gemeindeversammlung verabschiedet.
2. Ziele der Revision

Ein wichtiges Ziel der Teilrevision ist es, die hohe Siedlungsqualität der Wohn- und Ar​beitsgebiete zu erhalten. Der Qualität der öffentlichen Aussenräume ist dabei besondere Beachtung zu schenken. Eine massvolle Verdichtung in den bestehenden Wohngebieten ist lediglich im Rahmen von zusammenhängenden Bauvorhaben (Arealüberbauungen) zu ermöglichen. Eine höhere Dichte ist in Bereichen mit guter Erschliessung durch den öf​fentlichen Verkehr zu bevorzugen.
Die Umstrukturierung der Arbeitsplatzgebiete zu Mischgebieten ist zu erleichtern. Dabei sind in geeigneten Bereichen angemessene Wohnanteile zu ermöglichen. In den dafür vorgesehenen Teilgebieten ist die Entwicklung zu koordinieren und aufeinander abzu​stimmen (Gestaltungsplanpflicht)

Einzonungen sind mit Rücksicht auf das Siedlungsgefüge mit seinen Freiräumen keine vorgesehen.

3. Räumliches Konzept

Das angestrebte Siedlungsgefüge der Gemeinde lässt sich wie folgt umreissen:

· In den topographisch höher gelegenen Bereichen soll die bestehende, traditionell hohe Wohn- und Siedlungsqualität gepflegt und der Bezug zu den angrenzenden Er​holungsgebieten erhalten bleiben. Bedeutsame Veränderungen sind nicht vorgese​hen.

· Zwischen der Geländekante auf der Höhe der reformierten Kirche und der Bahnlinie bzw. der Weststrasse steht Raum für zentrumsnahes, eher dichtes Wohnen zur Ver​fügung. Das lebendige Zentrum soll sich auf den Bereich längs der Neugut- und Bahnhofstrasse konzentrieren.

· Südlich der Bahn ist Wallisellen von bedeutenden Arbeitsstätten und Einkaufsmöglich​keiten geprägt. Mit den bestehenden und neuen Gestaltungsplänen werden hier be​deutende Veränderungen ermöglicht und in qualitätsvolle Bahnen gelenkt. Im Rah​men von Umstrukturierungen sollen hier neben Büros und anderen Dienstleistungs​betrieben auch eine angemessene Zahl Wohnungen vorgesehen werden. Dadurch entstehen vielfältige, urbane Quartiere.

· Die attraktiven, gut gelegenen Arbeitsplatzgebiete sind zu erhalten und zu pflegen.

Zonenplan und Bauordnung sollen Raum für eine massvolle Entwicklung der Gemeinde in bezug auf die Einwohner- und Arbeitsplatzzahlen bieten.
Das Instrumentarium der Ortsplanung soll einfach bleiben. Trotz Einfachheit muss im In​teresse der Berechenbarkeit von Baubewilligungen Klarheit herrschen, was eine genü​gende Ausführlichkeit der Bestimmungen erfordert.

4. Wichtige Änderungen der Bauordnung

4.1 Siedlungsqualität
Zonengefüge und Dichte

Das Zonengefüge und die damit zusammenhängende bauliche Dichte werden im Rahmen der Ortsplanungsrevision im Bereich der Wohnzonen kaum verändert, sondern von frü​heren Zoneneinteilungen übernommen und mit Rücksicht auf die gewachsene bauliche Struktur und unter Beachtung der Topografie und der Zentrumsnähe weiter geführt. Zahlreiche ältere Baugebiete sind unternutzt, so dass ein Nachverdichtungspotential besteht. Dieses Potenzial wird erfahrungsgemäss kaum sehr rasch genutzt.
Im Grundsatz wird an diesem Zonengefüge festgehalten, was jedoch einzelne unterge​ordnete Bereinigungen nicht ausschliesst.
Zentrum

Das kommerzielle Zentrum von Wallisellen konzentriert sich auf die Achse Bahnhof-/Neugutstrasse. Die übrigen Flächen in der Zentrumszone dienen vor allem einem dichten, zentrumsnahen Wohnen.

Ausgelöst durch eine Initiative hat sich die Gemeinde intensiv mit der Entwicklung der Zentrumsentwicklung befasst und zu diesem Zweck eine breit angelegte Testplanung durchgeführt. Das Resultat dieser Testplanung ergab, dass

· in den Schlüsselarealen eine angemessene Erhöhung der baulichen Dichte zweck​mässig wäre und die gewollte Aufwertung unterstützen könnte

· der Gestaltung des Freiraumes eine hohe Bedeutung zu kommt

· die Qualität der Bauten besonders gut sein soll, um dem Zentrumsgebiet seine eigene Identität zu geben.

Gestützt auf die Ergebnisse der Testplanung zeigte sich, dass zur Sicherung der ange​strebten Qualitäten das Festsetzen eines öffentlichen Gestaltungsplanes die adäquate Lö​sung darstellt. In der BZO werden daher eine Gestaltungsplanpflicht und die Grundsätze und Ziele dieses Gestaltungsplanes festgeschrieben. Diese Grundsätze ermöglichen auch eine Gestaltung des Grünraums im Zentrum.

Wohnqualität

Die Ansprüche ans Wohnen sind sehr unterschiedlich. Das Angebot in Wallisellen ist er​freulich vielfältig: von der urbanen Geschosswohnung bis zur Villa ist alles anzutreffen. Die Ortsplanung hat nur mittelbaren Einfluss auf die Wohnqualität, am ehesten auf das Wohnumfeld (> Nutzungsgefüge, Dichte). Die Wohn(ungs)qualität liegt primär in der Ver​antwortung der Bauwilligen. Trotzdem kann die Bau- und Zonenordnung durch Beschrän​kungen oder Anreize gewisse Absichten behindern oder fördern. 

Beantragt werden:

· Einführung von Ausnützungsboni für verglaste Balkone und Wintergärten 
> vgl. neue Ziffer 8.8 der Bauordnung

· Erleichterungen für die Neubebauung von mehreren benachbarten Liegenschaften im Rahmen von Arealüberbauungen und privaten Gestaltungsplänen (Ausnützungszu​schlag, grössere Gebäudelängen bei guten städtebaulichen Lösungen)
> vgl. neue Ziffer 4.9 der Bauordnung
Umgebungsqualität

Die Umgebungsqualität ist wichtiger Teil der städtebaulichen Qualität. Die Rechtsgrundla​gen, die Umgebungsqualität zu beeinflussen, sind bescheiden, der Vollzug ist sehr an​spruchsvoll. 

Obschon eine Begehung ergeben hat, dass für die Allgemeinheit die Umgebungsqualität vielfach entscheidender ist als die Architektur des einzelnen Baus, wird für die Wohnzonen auf ein entsprechendes Regelwerk verzichtet. Im Zentrum und in den dichten Umstruktu​rierungsgebieten kommt der Freiraumqualität jedoch eine grosse Bedeutung zu, was in den vorgesehenen Gestaltungsplänen sicher zu stellen ist.

Erholungsräume und Siedlungsgestaltung

Trotz stadtnaher Lage bietet Wallisellen diverse Erholungsräume. Viele der überdurch​schnittlich grossen Flächen, die der Freihaltezone und den Erholungszonen zugewiesen sind, werden landwirtschaftlich genutzt.

Die Siedlungsausstattung mit Angeboten aller Art ist in Wallisellen überdurchschnittlich. Es besteht hier kein Handlungsbedarf.

4.2 Zonenplan

Zonentypen Wohnzone

Die heutigen Zonentypen sind eine Fortschreibung von bisherigen Zonentypen. Im Inte​resse der Kontinuität im Siedlungsgefüge und auch der Rechtssicherheit, sind Zonen​änderungen mit der nötigen Vorsicht vorzunehmen. Bestimmende Merkmale sind die Höhenmasse, die bauliche Dichte und die Abstände. Veränderungen dieser Regeln können im Rahmen von Einzelbebauungen zu Nachbarschaftskonflikten und zu unschönen Über​gangszuständen führen. Zu beachten sind zudem die Kapazitäten der Infrastrukturanla​gen. 

Am bestehenden Zonengefüge wird daher im Grundsatz festgehalten.

Arealüberbauungen

Mitbestimmend für einen Überbauungscharakter sind vor allem auch die Parzellierungs​verhältnisse, die von der Gemeinde nur schwer verändert werden können. Grosszügige Lösungen für eine Zweitbebauung mit grösserer Dichte sind erst interessant, wenn meh​rere Grundstücke miteinbezogen werden können. 

Zu diesem Zweck wird mit dem neu vorgesehenen Instrument Arealüberbauung ein An​reiz geschaffen innerhalb von zusammenhängenden grösseren Arealen eine höhere Dichte zu ermöglichen. Im Rahmen der Arealüberbauungsspielräume dürfen private Eigentümer auch private Gestaltungspläne festsetzen, die lediglich der Zustimmung durch den Ge​meinderat benötigen und nicht der Gemeindeversammlung vorgelegt werden müssen. Dies kann dann sinnvoll sein, wenn die bauliche Realisierung über einen längeren Zeit​raum erfolgen sollte.

> vgl. neue Ziffer 4.9 der Bauordnung

Zentrumszone
Auf Grund der durchgeführten Testplanung im Zentrum soll der wichtigste Teil der Zent​rumszone durch einen öffentlichen Gestaltungsplan geregelt werden (>Gestaltungsplan​pflicht).
Neue WG 4.0

Im Rahmen der Zentrumsplanungen zeigte es sich, dass im Bereich der Schwarz​ackerstrasse eine Erhöhung der baulichen Dichte zur besseren Nutzung dieses Gebietes zweckmässig ist. Zu diesem Zweck wird längs der Bahnlinie ein neuer Zonentyp eingefügt, der den Übergang von den dichten Mischquartieren südlich der Bahn und dem Dorf besser bewältigt.

Gewerbeerlaubnis; Gewerbeerleichterung

Wallisellen kennt die Gewerbeerlaubnis (schwarze Schraffur) längs den Immissionsträ​gern, verbunden mit der Empfindlichkeitsstufe III und die Zonen mit Gewerbeerleichte​rung. Dies hat sich bewährt.

Arbeitsplatzzonen

Für die bisherigen Arbeitsplatzzonen wird eine differenzierte Nutzung vorgelegt:

· Erhalten der eigentlichen Arbeitsplatzgebiete einschliesslich Gewerbe und Industrie im Gebiet Herti. Damit stehen diese Flächen dem Gewerbe zur Verfügung ohne von an​deren Nutzungen verdrängt zu werden.

· Südlich der Industriestrasse und westlich der Oberwiesenstrasse werden die bisheri​gen Sonderbauvorschriften, die auch andere Nutzweisen erlauben, beibehalten. Dabei ist die Wohnnutzung ausserhalb Hotels nicht mehr vorgesehen.
· Bewusstes Umgestalten der Flächen zwischen Industriestrasse und Bahnlinie um den Veränderungsprozess städtebaulich zu begleiten und andere Nutzungen - einschliess​lich Wohnen - zu ermöglichen (> Gestaltungsplanpflicht)

· Präzises Regeln des Einkaufsschwerpunktes Glattzentrum und dessen näheren Umge​bung (> Gestaltungsplanpflicht)

Gestaltungsplanpflicht

In der Bauordnung wird festgehalten, welche Ziele durch die vorgeschriebenen Gestal​tungspläne erreicht werden sollen. 

> vgl. Neue Ziffer 5.4 der Bauordnung.

Kernzonen

Die Regelungen der Kernzonen wurden überprüft und sollen bestehen bleiben.

SBB Areal

Das SBB Areal ist heute mehrheitlich der Reservezone zugeteilt. Somit sind in diesen Arealen nur bahnnotwendige Bauten und Anlagen zulässig. Mit dem Gestaltungsplan "mittim" wurde bereits ein Teil der Reservezone aufgehoben. 

Das SBB Areal südlich der Gleise entlang des Richtirings ist nur sehr schwer bebaubar. Im Hinblick auf die dichte Bebauung Richti wird vorgeschlagen, dieses Areal einerseits der Zone für öffentliche Bauten und andererseits der Freihaltezonen zuzuteilen.

Redaktionelle Korrekturen

Im Sinne von "redaktionellen Korrekturen" sind im Zonenplan folgende Anpassungen vor​gesehen:

· Einzonung Zilgarage

· Anpassen der Zonengrenzen östlich des Friedhofes

· Umzonung des Grundstücks an der Alten Winterthurerstrasse 52 von der Zone Wohn​zone W1.9 in die Zone für öffentliche Bauten

· Anpassungen an geänderte Parzellierungen
4.3 Bauordnung

Dichteinstrument
Das zentrale Dichteinstrument in Wallisellen ist die Baumassenziffer. Die Baumassenziffer hat sich in der Praxis sehr bewährt, sodass sich keine Änderung aufdrängt.

Gebäudehöhen

Prägend für das Siedlungs- und Strassenbild sind vor allem die Höhenmasse. In den Wohnzonen haben sich die Masse 8.10 m und 11.40 m bewährt.

In den Arbeitsplatzzonen wurden die Werte der Gesamthöhen überprüft. Auf Grund von Messungen bestehender, prägender Bauten werden die Gesamthöhen in den Arbeitsplatz​zonen wie folgt erhöht 

In der IG 6 von heute 16 m auf neu 21 m

In der IG 8 von heute 21 m auf neu 25 m

Dadurch entsteht für das Anordnen der zulässigen Baumasse ein grösserer Spielraum in der Höhe, was hilft die Freiräume zwischen den Gebäuden zu vergrössern.
> vgl. Ziffer 5.1 der Bauordnung.
Schrägdachpflicht

Die Schrägdachpflicht war ein wichtiges Element eines dörflichen Wallisellen. Zweifellos prägt die vorherrschende Dachform den Quartiercharakter. Architektonisch gibt es weni​ger gut gestaltete Schrägdächer, elegante Flachdächer und umgekehrt. 

Die Schrägdachpflicht ist im Interesse einer grösseren architektonischen Freiheit, fallen zu lassen. 
> vgl. Streichung der Ziffer 4.5 der Bauordnung

Länge der Dachaufbauten

Die Beschränkung der Länge von Dachaufbauten auf einen Drittel der zugehörigen Fassa​denlänge soll sicherstellen, dass ein Dachgeschoss nicht wie ein Vollgeschoss wirkt. 

An dieser Beschränkung wird mit Rücksicht auf das Ortsbild festgehalten.

Abgrabungsbestimmungen

Die Abgrabungsbestimmung will im Interesse der künftigen Bewohner verhindern, dass Wohnungen eine "Bärengrabenstimmung" aufweisen. Zudem wird die sichtbare Fassa​denhöhe begrenzt und sie schränkt die Nutzung in den Untergeschossen gewollt ein.
Im Vollzug ergaben sich Probleme bei starken Hanglagen. Daher wird vorgeschlagen, dass das zulässige Mass für Abgrabungen zur Freilegung von Untergeschossen in Hanglagen mit einer Neigung von mehr als 20 % von bisher 1.5 m auf 2.5 m erhöht wird. Zudem soll in diesen Hanglagen der Anteil des Gebäudeumfangs, der durch Abgrabungen freigelegt werden kann, von heute der Hälfte auf zwei Drittel erhöht werden.
> vgl. Ziffer 8.3 der Bauordnung.
Gebäudelängen

Das verdichtete Bauen würde dank grossen Gebäudelängen erleichtert. Längere Zeilen würden weniger Abstandsflächen ergeben. Demgegenüber wirken lange Gebäudelängen als bauliche Riegel im Quartier. An den bisherigen Gebäudelängen wird – auch im Rah​men von Arealüberbauungen – festgehalten.
Maximale Anteile der Nichtwohnnutzung

Die Nichtwohnnutzung sollte für Nutzer, die im gleichen Haus wohnen, nicht beschränkt werden. Dabei ist allerdings auf § 52 PBG hinzuweisen. Gemäss diesem Paragraphen wer​den der Wohnnutzung "auch Arbeitsräume, die mit einer Wohnung zusammenhängen und in einem angemessenen Verhältnis zur eigentlichen Wohnfläche stehen", angerechnet.

Trotzdem wird vorgeschlagen, den Anteil der Nichtwohnnutzung zu erhöhen und dadurch den Vollzug zu erleichtern: 

· In Wohnzonen, in denen nur nicht störenden Betrieben zulässig sind: von bisher höchstens 1/4 auf neu höchstens 1/3

· In Wohnzonen, in denen auch mässig störende Betriebe zulässig sind: von bisher höchstens 1/3 auf neu höchstens 1/2

> vgl. Ziffer 4.7.2 der Bauordnung

Reklamen in Arbeitsplatzzonen
In den Arbeitsplatzzonen sollen Reklamen auch möglich sein, wenn sie die Gebäude überragen, sofern die Gesamtwirkung gut ist. 

> vgl. Ziffer 8.7 der Bauordnung

Mobilfunkantennen

Ein neuer Bundesgerichtsentscheid ermöglicht es den Gemeinden, Regelungen zu den visuell wahrnehmbaren Mobilfunkanlagen zu treffen. Die eidgenössischen Bestimmungen gemäss der Verordnung über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung können jedoch nicht verschärft werden. Entsprechend der Empfindlichkeit der Bauzonen werden Priori​tätsgebiete für die Mobilfunkanlagen festgelegt. In erster Priorität sind Standorte in den Industrie- und Gewerbezonen zu prüfen.

> vgl. Ziffer 8.11 der Bauordnung
Hochwasserschutz
Durch das Gemeindegebiet fliessen unter anderem der Moosbach und die Glatt. Im Hin​blick auf nachfolgende baurechtliche Verfahren wird darauf hingewiesen, dass sich der freizuhaltende Gewässerraum neu nach der revidierten Gewässerschutzverordnung des Bundes bemisst. Erschwerend ist, dass die kantonale Vollzugsverordnung zum Hochwas​serschutz noch nicht vorliegt und der Kanton daher den Gewässerraum formell nicht fest​setzen kann. Daher gelten längs der öffentlichen Gewässer bis auf weiteres die grösseren Abstände gemäss den eidgenössischen Übergangsbestimmungen.
Störfallvorsorge
Durch die Gemeinde verlaufen verschiedene störfallrelevante Anlagen. Mit abnehmender Relevanz sind das die Nationalstrasse, die Neue Winterthurerstrasse, eine kurze Hoch​druckgasleitung und die Bahnlinie mit geringem Gefahrenguttransport. Zudem befinden sich einige Störfallrelevante Betriebe auf dem Gemeindegebiet.

Gestützt auf konkrete Bauvorhaben sind in einem Abstand von rund 50 m zu den be​schriebenen Verkehrsanlagen Massnahmen zu prüfen und gegebenenfalls im Baubewilli​gungsverfahren vorzuschreiben.
Lufthygiene

Es ist davon auszugehen, dass die Jahresmittel-Immissionsgrenzwerte der Luftreinhalte​verordnung für NO2 entlang der Autobahn und im Zentrumsgebiet und die Grenzwerte für Feinstaubbelastung auch grossflächig immer noch überschritten werden. Die neue BZO leistet einen Beitrag zur Verbesserung der Situation, in dem die Entwicklung von Wallisel​len schwerpunktmässig auf das Zentrum mit sehr guter ÖV-Erschliessung ausgerichtet wird. 

Da gemäss Praxis der Gemeinde der Minimalwert an Pflichtparkplätzen auch dem Maxi​malwert entspricht, wird sichergestellt, dass keine überproportionale Zunahme des moto​risierten Verkehrs entsteht.
Nichtionisierende Strahlung

Innerhalb des neu eingezonten SBB-Areals verläuft die Freileitung der SBB. Orte mit empfindlichen Nutzungen dürfen nur dort errichtet werden, wo der vorsorgliche Anlage​grenzwert eingehalten ist, oder mit baulichen Massnahmen eingehalten werden kann.
5. Auswirkungen der Revision

5.1 Gemeindeentwicklung

An der quantitativen Zielrichtung der Gemeindeentwicklung bezüglich des Wohnens än​dert sich durch die beantragten Änderungen insgesamt wenig, weil in den Wohnzonen weder grössere Einzonungen noch Aufzonungen vorgesehen werden. Die bisherigen, grossflächigen Möglichkeiten in den Arbeitsplatzzonen durch Sonderbauvorschriften Wohnnutzung zuzulassen, werden auf den Bereich zwischen Bahnhof und Glattzentrum konzentriert und durch eine Gestaltungsplanpflicht planerisch und städtebaulich begleitet.
5.2 Siedlungsqualität

Der Gemeinderat verspricht sich Verbesserungen der Siedlungsqualität dank Anreizen und Erleichterungen für die Bauwilligen. Namentlich zu erwähnen sind:

· Einführung von Arealüberbauungen mit Ausnutzungsbonus

· Privilegierung von Bauteilen die dem Energiesparen dienen

· Wahlfreiheit für die Bauwilligen beim Anordnen des grossen Grundabstandes

· Verzicht auf eine Geschosszahlregelung in den Kernzonen

· Lockerung der vorgeschriebenen Nutzungsanteile

· Verzicht auf das Vorschreiben von Schrägdächern

· Erreichen einer Siedlungsqualität in den Gebieten mit Gestaltungsplanpflicht: Zentrum und Arbeitsplatzzonen

· Vergrösserung der zulässigen Gesamthöhe in IG6 und IG8.
5.3 Gemeindefinanzen / Eigenwirtschaftlicher Bereich Abwasserbewirtschaftung
Auf die Infrastrukturkosten dürfte die Teilrevision positive Auswirkungen haben, weil die bestehende Infrastruktur besser ausgelastet werden wird. Allfällig erforderliche Sanierun​gen und Ergänzungen der technischen Infrastruktur werden durch Anschlussgebühren und Abgaben finanziert, was sich nicht auf den Gemeindesteuerfuss auswirkt. Die beste​henden Infrastrukturen lassen die angestrebten Verdichtungen ohne zusätzliche Investiti​onen zu.

5.4 Umwelt

Mit der Siedlungsentwicklung nach innen wird die Ressource Boden geschont. Die Privile​gierung von Bauteilen die dem Energiesparen dienen, kann einen Beitrag für eine bessere Energienutzung leisten. Auf die übrigen Umweltaspekte ergeben sich keine neuen Auswir​kungen.
6. Schlussbemerkungen

Die bauliche Entwicklung betrifft die gesamte Einwohnerschaft und alle Unternehmungen unserer Gemeinde. Eine Nutzungsplanung muss daher den Interessen und Anliegen aller Bevölkerungskreise angemessen Rechnung tragen. Dies erfordert für die meisten Fragen ausgewogene Kompromisse. 

Der Gemeinderat ist überzeugt, dass die Teilrevision der Bau- und Zonenordnung diese Anforderungen erfüllt und ein zukunftsorientiertes, benutzerfreundliches Instrument dar​stellt. 

Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten, der Vorlage zuzustimmen.
Wallisellen, 10. Juli 2012

GEMEINDERAT WALLISELLEN

Der Präsident:


Der Schreiber-Stv.:

Bernhard Krismer

Guido Egli
Referent: Gemeinderat Peter Spörri, Ressortvorsteher Hochbau und Planung
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